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(4) Der Versicherte und seine gesetzlichen Vertreter haben 
zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitskraft die Anord­
nungen des behandelnden Arztes'zu befolgen.

(5) Die Staatliche Versicherung ist im Versicherungsfall 
berechtigt, den Gesundheitszustand des Versicherten durch 
einen Arzt überprüfen zu lassen.

§ 6
Rechtsfolgen von Pflichtverletzungen

(1) Verletzen der Versicherungsnehmer oder der Versicherte 
bzw. dessen gesetzlicher Vertreter vorsätzlich oder grob fahr­
lässig ihre Pflichten gemäß § 5, kann die Staatliche Versiche­
rung die Versicherungsleistung teilweise versagen, wenn die

• Pflichtverletzung für die Erhöhung der Versicherung&leistung 
ursächlich war oder die Feststellung der Leistungspflicht be­
hinderte.

(2) Versicherungsnehmer, Versicherte oder sonstige An­
spruchsberechtigte, die den Versicherungsfall vorsätzlich her­
beiführen, haben keinen Anspruch auf die Versicherüngs- 
leistung. Bei Selbsttötung des Versicherten zahlt die Staatliche 
Versicherung die vereinbarte Versicherungssumme für den 
Todesfall, wenn seit Beginn des Vertrages oder der Erhöhung 
der Versicherungssumme mindestens 1 Jahr vergangen ist.

(3) Die Staatliche Versicherung kann die Leistung ganz 
versagen, wenn

a) der Versicherungsfall als Folge oder im Zusammenhang 
mit einer vorsätzlichen Straftat des Versicherungsneh­
mers oder des Versicherten eintritt;

b) der Versicherte bei Eintritt des Unfalles als Lenker eines 
Kraftfahrzeuges unter Alkoholeinfluß stand und den 
Unfall schuldhaft herbeigeführt hat.

§7
Beitragszahlung, Beendigung der Versicherung

(1) Der Beitrag ist für die gesamte Versicherungszeit als 
Einmalbeitrag bei Übergabe des Versicherungsscheines im 
voraus oder nach Vereinbarung in 5 Jahresraten zu zahlen.

(2) Sofern die Beitragszahlung in Jahresraten erfolgt, sind 
diese an den festgelegten Terminen fällig. Bei Eintritt eines 
Versicherungsfalles kann die Staatliche Versicherung noch zu 
zahlende Jahresraten von der Versicherungsleistung kürzen. 
Wird eine Jahresrate nicht fristgemäß gezahlt, kann die Staat­
liche Versicherung den Versicherungsnehmer schriftlich auf- 
fordem, diese innerhalb eines Monats zu zahlen. Wird der 
Beitrag nicht innerhalb der Frist gezahlt, erlischt der Ver­
trag mit Ablauf der Zahlungsfrist.

(3) Erlischt der Vertrag wegen Nichtzahlung einer Jahres­
rate, erstattet die Staatliche Versicherung den zuviel gezahl­
ten Beitrag unter Abzug ihrer Aufwendungen.

(4) Der Versicherungsvertrag erlischt mit dem 31. August 
des im Versicherungsschein angegebenen Ablauf jahres, ohne 
daß es einer Kündigung bedarf.

(5) Verlegt der Versicherte seinen ständigen Wohnsitz in 
ein Territorium außerhalb der Deutschen Demokratischen Re­
publik, endet der Vertrag zu diesem Zeitpunkt.

§ 8

Gerichtsstand

Für alle aus diesem Vertrag entstehenden Rechtsstreitigkei­
ten sind die Gerichte des Wohnsitzes des Versicherungsneh­
mers, soweit der Wohnsitz nicht außerhalb der Deutschen 
Demokratischen Republik liegt, oder des Sitzes der Kreis­
direktion der Staatlichen Versicherung zuständig.

Anlage 4
zu vorstehender Anordnung

Allgemeine Bedingungen 
für die Unfallversicherung 
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§1
Umfang des Versicherungsschutzes

Die Staatliche Versicherung leistet Versicherungsschutz für 
die Folgen der während der Wirksamkeit des Vertrages ein­
getretenen Unfälle und bei ärztlich bescheinigter Arbeitsun­
fähigkeit infolge Krankheit. Versicherungsleistungen sind zu 
zahlen bei

a) vorübergehender Arbeitsunfähigkeit durch Unfall oder 
Krankheit,

b) dauerndem Körperschaden durch Unfall,
c) Tod durch Unfall,

soweit Leistungen hierfür vertraglich vereinbart sind.

§ 2
Versicherungsleistungen 

bei vorübergehender Arbeitsunfähigkeit 
durch Unfall oder Krankheit

(1) Anspruch auf Tagegeld besteht ab den Zeitpunkten, die 
in den vereinbarten Tarifen festgelegt sind.l

(2) Die Dauer der Tagegeldzahlung ist bei vorübergehender 
ärztlich bescheinigter Arbeitsunfähigkeit durch Unfall (Un­
falltagegeld) längstens auf 1 Jahr — vom Unfalltage an ge­
rechnet — und bei vorübergehender ärztlich' bescheinigter 
Arbeitsunfähigkeit durch Krankheit (Krankentagegeld) läng­
stens auf 26 Wochen im Kalenderjahr begrenzt. Bei der Be­
rechnung werden die Leistungszeiten von allen in einem Ka­
lenderjahr eingetretenen Versicherungsfällen zusammenge­
zählt.

(3) Die Zahlung des Krankentagegeldes setzt voraus, daß der 
Versicherte für den Zeitraum der Arbeitsunfähigkeit Kran­
ken- oder Hausgeld der Sozialversicherung erhält.

(4) Besteht gleichzeitig ein Anspruch auf Unfalltagegeld, 
wird kein Krankentagegeld geleistet.

(5) Bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses besteht 
Anspruch auf Krankentagegeld bis zum Schluß des Monats, 
in dem der Vertrag erlischt.

(6) Für Krankentagegeldleistungen besteht eine Wartezeit 
von 3 Monaten. Sie beginnt mit dem im Versicherungsschein 
als Versicherungsbeginn festgesetzten Zeitpunkt. Tritt ein 
Versicherungsfall innerhalb der Wartezeit ein, besteht kein 
Anspruch auf Krankentagegeld für diesen Versicherungsfall; 
auch dann nicht, wenn die Arbeitsunfähigkeit über die Warte­
zeit hinausgeht. Bei Erhöhung des versicherten Krankentage­
geldes gilt diese Regelung für den Erhöhungsbetrag.

§3
Versicherungsleistungen 

bei dauerndem Körperschaden durch Unfall
(1) Bei einem ärztlich festgestellten unfallbedingten dau­

ernden Körperschaden wird der Teil der vereinbarten Ver­
sicherungssumme als Einmalleistung an den Versicherten ge­
zahlt, der dem festgestellten Grad des dauernden Körper­
schadens entspricht.

(2) Solange die Höhe des dauernden Körperschadens nach 
ärztlichem Gutachten noch nicht endgültig feststellbar ist, 
kann die Leistung zurückgestellt werden. Spätestens 2 Jahre 1

1 Die Tarife können in den Dienststellen der Staatlichen Versiche­
rung eingesehen werden.


